
Resümierend kann festgestellt werden,
dass die Kontrolle wirtschaftsstrategi-
scher Gebiete und deren Infrastruktur
zur Dynamik der Konflikte in Georgien
beigetragen hat. Gewinne aus der
Schattenwirtschaft fördern zudem ein
langfristiges Interesse an einem Status
quo, da der „eingefrorene“ Zustand
der Konflikte zu einem günstigen Ge-
schäftsklima beiträgt: friedlich genug,
um Schmuggelaktivitäten zu ermög-
lichen, aber nicht so unsicher, um diese
abzuwürgen. Es kann deshalb erwartet
werden, dass Versuche im Namen der
Staatsbildung Georgiens, die Schatten-
wirtschaft unter die Kontrolle der Steu-
erbehörde zu bringen, auf Gegenwehr
stoßen. Damit wird deutlich, dass Initi-
ativen zur Staatsbildung sowie Kon-
fliktvermittlung oder -verhütung unter
Wettbewerbsbedingungen stattfinden.
Einige Akteure werden nicht damit
einverstanden sein, dass sich Außen-
stehende in ihre Geschäfte einmi-
schen. Nicht auszuschließen ist, dass
ihr Widerstand mit Gewalt verbunden
sein könnte. Darüber hinaus wider-
spricht die Finanzierung der Bürger-
kriege in Georgien der Annahme, dass
Krieg teuer ist. Wenn, wie in diesem
Fall, ein wenig Startkapital zur Verfü-
gung steht, politische Führer Freiwilli-
ge rekrutieren können, und genügend
Waffen im Umlauf sind, kann ein Krieg
durch die Mobilisierung bestehender
Ressourcen recht kostengünstig be-
gonnen und für eine gewisse Zeit auch
unterhalten werden.

Achim Wennmann

Kolumbien
Regierung und Paramilitärs
in Symbiose

Im öffentlichen Diskurs wird Kolum-
bien vor allem mit Drogenhandel as-
soziiert. Der über Jahre angehäufte
Reichtum der Rauschgiftkartelle be-

läuft sich mittlerweile zwar auf rund 
40% des Gesamtbesitzes im Land, das
Drogengeschäft macht jedoch „ledig-
lich“ 6% des BIP aus; das ist wesentlich
weniger als in Bolivien und Peru. An-
bau und Handel mit Koka/Kokain und
in geringerem Maße auch mit
Opium/Heroin haben keines der Bür-
gerkriegs-Probleme geschaffen, son-
dern bestehende nur verschärft. Wo al-
so liegen die eigentlichen Ursachen für
die brutalen Menschenrechtsverlet-
zungen im jahrzehntealten Bürger-
krieg, in dem seit 1964 über 200000
Menschen ums Leben kamen?

Kolumbien ist ein Investitions-
paradies, in das allein 400 der 500 größ-
ten US-Firmen Gelder einbringen. Bis
1998 besaß es die höchsten Wachs-
tumsraten des Kontinents. Auch die
folgende kurzzeitige Rezession konnte
den Boom nicht ernsthaft gefährden.
Nach drastischer Peso-Abwertung,
Wechselkursfreigabe und einem har-
ten Sparprogramm sowie dem Abbau
der Arbeiterrechte stiegen die Exporte
im Jahr 2000 wieder um 13%. Der 2002
gewählte Präsident Álvaro Uribe Veléz
verstärkte den neoliberalen Kurs und
so konnte die „New York Times“ An-
fang 2003 Kolumbien wieder einen der
weltweit interessantesten „aufsteigen-
den Märkte” nennen.

Parallel zur neoliberalen Aufrüstung
findet ein erbitterter und verschärfter
Krieg gegen die eigene Bevölkerung,
insbesondere gegen Bauernorganisa-
tionen, Gewerkschaften und soziale
Bewegungen, statt. 2002 flüchteten
laut der Menschenrechtsorganisation
Codhes 412 553 Menschen aus ihrer
angestammten Heimat, das sind 20%
mehr als 2001.1 Insgesamt gibt es 2,7
Millionen Heimatlose. 2002 wurden
544 Massaker mit 2447 Toten, 4512 po-
litische Morde und 744 Verschwunde-
ne gezählt.2 Für diese Menschen-
rechtsverbrechen müssen aber nicht
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mehr, wie in den 80er Jahren, vorwie-
gend Armee und Polizei, sondern in
über 70% der Fälle rechte Paramilitärs
verantwortlich gemacht werden. 

Dem Konflikt  liegen mehrere Fak-
toren zu Grunde, vor allem aber Kolum-
biens Reichtum und seine geostrategi-
sche Lage. Der einzige Staat Südameri-
kas mit Atlantik- und Pazifikzugang
dient als Brücke in den Norden. Geplant
sind Großprojekte, der Weiterbau der
Panamericana und eine interozeanische
Verbindung.3 Zudem besitzt Kolumbien
große Kohle- und Goldvorkommen, ist
weltgrößter Exporteur von Qualitätskaf-
fee und Smaragden, zweitwichtigster
Blumen- und Bananenexporteur und
drittgrößter Erdölproduzent Lateiname-
rikas. Die riesigen Gewinne gehen an
transnationale Konzerne (TNCs) und le-
diglich an eine Minderheit in Kolum-
bien. 60% der Bevölkerung leben in Ar-
mut, 20% im Elend. Die Oberschicht
reagiert auf die sozialen Widersprüche
seit über 180 Jahren mit Repression. Seit
den 60er Jahren herrscht Krieg zwi-
schen den linken Guerillabewegungen4

und dem staatlichen Machtapparat der
Eliten, der in den vergangenen zehn
Jahren zunehmend eskalierte.

Seit 2000 flossen über 2,5 Mrd. Dol-
lar US-Militärhilfe ins Land.5 Die 
Regierung vervierfachte die Zahl 
der Berufssoldaten und verzwanzig-
fachte die der Armeehubschrauber
und Überwachungsflugzeuge. US-Ra-
darstationen und AWACS-Aufklärer,
die der Drogenfahndung dienen soll-
ten, geben Informationen über die

Guerilla weiter. Gleichzeitig stieg die
Zahl der Paramilitärs von 5000 auf 
12000 an. Die Gesamtstrategie soll
zwischen ihnen und der Armee abge-
stimmt sein. Vor Ort sind auch Hunder-
te Ausbilder der US-Army und ein Dut-
zend vom Pentagon und von TNCs be-
auftragte Private Military Companies
(PMCs). 

PMCs stellen Ausbilder, Überwa-
chungsexperten, Piloten und Spezial-
teams für Kolumbiens Polizei und Mili-
tär, für die US-Drogenbehörde (Drug
Enforcement Agency, DEA), US-Ge-
heimdienste und TNCs. Meist sind es
Ex-Angehörige von Eliteeinheiten der
USA und anderer Länder. Insgesamt
sollen es über 1000 sein. Um die vom
US-Kongress festgesetzte Obergrenze
für Einsätze in Kolumbien zu umgehen,
wird Personal aus anderen Ländern
eingestellt. Obwohl die PMCs Aufträge
und Bezahlung direkt aus den USA er-
halten, sind sie Privatunternehmen. Da-
durch werden Kontrollinstanzen und
eine kritische Öffentlichkeit in beiden
Ländern auf Distanz gehalten.

Paramilitärs sind üblicherweise auch
für privatkapitalistische Interessen im
Einsatz. Seit 1987 wurden über 2000
Gewerkschafter von Paramilitärs ermor-
det. Der US-Bergbau-Konzern Drum-
mond Coal wird beschuldigt, rechte Pa-
ramilitärs der Vereinten Selbstverteidi-
gungskräfte Kolumbiens (AUC) „mit
Geld, Lebensmitteln, Treibstoff, Ausrüs-
tung und Land für Stützpunkte zu ver-
sorgen. Im Austausch wendet die AUC
extreme Gewalt an, foltert und ermordet
Gewerkschafter, um sie davon abzuhal-
ten, in diesen Unternehmen zu operie-
ren”.6 Der gleiche Vorwurf trifft Nestlé,
Coca Cola u.a.

Der Terror der Paramilitärs und das
Investitionsbedürfnis der Drogenun-
ternehmer haben die Exportorientie-
rung der Agrarindustrie befördert.
Durch Vertreibung und Raub erfolgte
eine wahre Gegenlandreform. Laut
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4 Die marxistisch-leninistische FARC (Bewaffne-
te Revolutionäre Streitkräfte Kolumbiens) hat
rund 20000 Kombattanten, die befreiungstheo-
logisch, cheguevaristische ELN (Nationale Be-
freiungsarmee) etwa 12000. Hinzu kommen
kleine Gruppen mit einigen Hundert Bewaff-
neten.

5 Der von der Pastrana-Regierung aufgelegte
Plan Colombia sieht insgesamt über 7,5 Mrd.
Dollar an Hilfsgeldern vor, davon 90 % für Mi-
litär- und Polizeihilfe.

6 Aus einem Brief des US-Senators Patrick Leahy
an den Generalstaatsanwalt John Ashcroft im
März 2003.



UN-Behörden besitzen Drogenunter-
nehmer mittlerweile 44000 km² Land,
das entspricht 40% der bewirtschaft-
baren Fläche.

Die Wurzeln der Paramilitärs reichen
in die 50er Jahre zurück. Ihre moderne
Version tauchte erstmals 1980 auf: Kil-
lertrupps im Dienste der lokalen politi-
schen und wirtschaftlichen Macht-
haber, der Drogenbosse aus Medellin
sowie von Texaco. Sie bestanden zum
guten Teil aus Militärs. Unter Führung
der Drogenbosse breitete sich das Mo-
dell schnell aus. Ab 1993 wurden die
Pepes (Verfolgte durch „Kokainkönig“
Pablo Escobar) der Brüder Fidel und
Carlos Castaño zur zentralen Säule 
des Paramilitärprojekts. Von Escobar-
feindlichen Drogenbossen gegründet,
unterhielten sie enge Kontakte zu einer
von den USA ausgebildeten Polizei-
Spezialeinheit (Bloque de Busqueda)
sowie zu DEA und CIA, für die Carlos
Castaño ein zentraler Partner ist. 1994
gründete er einen Regionalverband in
Cordoba und Urabá. Das Modell ex-
pandierte und 1996 schlossen sich fast
alle Gruppen zur AUC zusammen,
einer illegalen Armee mit mittlerweile
12000 Kämpfern, die zu 70% aus Dro-
gengeldern finanziert wird. 2001 wur-
de die AUC zwar auf die US-Terrorliste
gesetzt, Folgen hatte es aber nicht.

Gefechte mit der Guerilla meiden
die Paramilitärs. Ihre Angriffe gelten
Zivilisten, Bauern, Gewerkschaftern,
Menschenrechtlern und linken Orga-
nisationen. Die Zusammenarbeit mit
der Armee ist so eng, dass Human
Rights Watch die Paramilitärs als „VI.
Division der Armee bezeichnet”.7 Ziel
ist die physische Vernichtung der Op-
position. So verlor das linke Wahlbünd-
nis Unión Patriótica in 13 Jahren rund 
4000 Aktive. 

Álvaro Uribe unterhält seit späte-
stens 1981 intensive Kontakte zu Dro-
genunternehmern und Paramilitärs. In
den 90er Jahren förderte er als Gouver-

neur von Antioquia die vom Militärge-
heimdienst aufgebauten, legalen Para-
militärs Convivir (Zusammen leben),
die 200000 Menschen vertrieben, Tau-
sende ermordeten und 1997 verboten
wurden.8 Im April 2002 gewann er die
Präsidentschaftswahlen. Die AUC, die
ihn zuvor zu ihrem Kandidaten gekürt
hatte, beglückwünschte ihn.

Uribe setzte dennoch auf eine
Intensivierung des Kampfes gegen die
AUC. Seit seiner Amtsübernahme gilt
der Ausnahmezustand. Es begann der
Aufbau eines Spitzelnetzes mit einer
Million zum Teil mit Kriegswaffen aus-
gerüsteten Personen. 30000 neue Be-
rufssoldaten und 30000 Armeereser-
visten sowie Ex-Polizisten wurden ein-
gestellt und in Schnellkursen 20000
Bauernsoldaten ausgebildet.

Ende 2002 erklärte das Gros der
AUC einen Waffenstillstand und trat in
Verhandlungen mit der Regierung
ein.9 Im Gegenzug zu ihrer Auflösung
forderte die Organisation Straferlass,
Passierscheine für die des Drogenhan-
dels angeklagten Führer, Freilassung
der Inhaftierten und monatliche Unter-
haltszahlungen. Im Juli 2003 wurden
mit einem Rahmenabkommen Gesprä-
che für eine Demobilisierung bis Ende
2005 eingeläutet. Unerwähnt blieb,
was mit offenen Verfahren, verurteilten
Paramilitärs und schweren Menschen-
rechtsverbrechen geschehen solle. Je-
doch wurde ein von der UNO kritisier-
tes Gesetz verabschiedet, das für grau-
samste Menschenrechtsverbrechen
Straffreiheit zulässt.

Vertreter der US-Botschaft in Bogotá
trafen sich mehrmals mit Castaño und
anderen AUC-Führern. Sie sollen ih-
nen besondere Haftbedingungen und
Strafminderung angeboten haben,
wenn sie sich der US-Justiz stellen. Das
passt zu einem DEA-Programm, das
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Ties and U.S. Policy in Colombia, Human
Rights Watch, 2001.

8 Joseph Contreras, Biografía no autorizada de
Àlvaro Uribe Vélez, 2002. Der Newsweek-
Autor beschreibt die Verbindungen zwischen
Uribe-Familie, Drogenhandel und Paramilita-
rismus.

9 In den ersten zwei Monaten ermordeten sie
dennoch 200 Menschen.



kolumbianischen Drogenunterneh-
mern gegen Millionenzahlungen und
Einstellung des Geschäfts Strafnach-
lass und US-Visa bietet. Die niederen
Paramilitärs sollen hingegen in das
Spitzelnetz und das Bauernsoldaten-
Programm integriert werden.

Kolumbien bleibt damit ein Parade-
beispiel für das Zusammenwirken
staatlicher und paramilitärischer Ge-
walt, dafür, dass das Auftreten nicht-
staatlicher bewaffneter Akteure und
die Auslagerung staatlicher Militär-
und Repressionsaufgaben auf private
Gewaltunternehmer keine Schwä-
chung des repressiven Staates bedeu-
ten muss. Die Durchsetzung staatlicher
und privatkapitalistischer Interessen
wird kontrolliert auf PMCs und Parami-
litärs übertragen. Politik, Armee, Poli-
zei, Drogenunternehmer, Viehzüchter,
US-Army, DEA, US-Geheimdienste
und TNCs kooperieren dazu in ständig
wechselnden Konstellationen.

Dario Azzellini

Liberia
Erfolgsstory eines
Kriegsherrn

In Liberia herrscht seit 1989 Bürger-
krieg. Massaker, andauernde Gefechte
und das Leid der Bevölkerung sind kei-
ne neuen Erscheinungen. Neu ist in die-
sem Zusammenhang nur das internatio-
nale Medieninteresse. Charles Taylor,
der als Rebellenführer Liberia in den
Bürgerkrieg führte und ab 1997 als legi-
tim gewählter Präsident die liberiani-
sche Regierung übernahm, galt als der
Prototyp und erfolgreichste Warlord sei-
ner Zeit. Am 11. August diesen Jahres
musste er auf Druck der Internationalen
Gemeinschaft und der zwei Rebellen-
organisationen LURD (Liberians United
for Reconciliation and Democracy, Ver-
einigte Liberianer für Versöhnung und
Demokratie) und MODEL (Movement
for Democracy in Liberia, Bewegung für

Demokratie in Liberia) das Regierungs-
geschäft an seinen Vizepräsidenten
Moses Blah übergeben.

Was Liberia in den letzten 14 Jahren
durchlebte, zeigt musterhaft eine Bür-
gerkriegssituation, in der ökonomische
Faktoren eine maßgebliche Rolle für
die Kriegsdynamik spielen. 

Charles Taylor hat Wirtschaftswissen-
schaften in den USA studiert und sich in
der Opposition gegen den letzten Präsi-
denten der ameriko-liberianischen Dy-
nastie William Tolbert betätigt. Seit der
Gründung Liberias 1847 dominierten
die Ameriko-Liberianer, freigelassene
Sklaven aus den USA und deren Nach-
fahren, die politischen Geschäfte. Nach
dem Putsch 1980 erhielt Taylor unter
Präsident Samuel Doe einen hochrangi-
gen Regierungsposten und floh 1985 mit
einem Teil der Staatskasse. In den USA
kam er daraufhin wegen illegaler Waf-
fengeschäfte in Haft. Sein Ausbruch aus
dem Gefängnis in der Nähe von Boston
ließ Vermutungen aufkommen, die CIA
habe Taylor dabei unterstützt, um ihn
gegen Doe einzusetzen.

1989 fiel Taylor mit seiner Rebellen-
organisation NPFL (National Patriotic
Front of Liberia, Nationalpatriotische
Front Liberias) mit Hilfe von Rückzugs-
basen in der Elfenbeinküste und logisti-
scher wie materieller Unterstützung von
Seiten Burkina Fasos und Libyens in
Liberia ein. Sein Angriff richtete sich
gegen Präsident Samuel Doe, welcher
die ameriko-liberianische Elite ent-
machtet, jedoch das von Misswirtschaft,
Korruption und Patronage geprägte
System weitergeführt hatte.1 Nach Tay-
lors Einmarsch bildeten sich mehrere
Rebellen- und Splittergruppen: 1996
zählte man bis zu 20 Bürgerkriegspar-
teien. Taylor jedoch behauptete sich als
der gerissenste Kriegsunternehmer und
kontrollierte bald weite Teile des Lan-
des. Die Rebellen finanzierten sich ein-
erseits durch Raub und Plünderung, an-
dererseits durch den Zugriff auf Res-
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